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Kommunale
Konzepte
für eine
Energiewende

Interview mit dem

Leiter der Stadtwerke

von Rottweil
r-

Kraft-Wärme-Kopplung, Heizkraftwerke, Nutzung
regenerativer Energiequellen in dezentraler Erzeu-

gung und Nutzung sind einige Schlagworte, die
Rottweil zu einem Modell der kommunalen
Energieversorgung werden ließen.
Für die WW unterhielt sich Alexander Riffler mit
Siegfried Rettich, dem Leiter der Stadtwerke in
Rottweil, über die Probleme einer neuen kommu-
nalen Energiepolitik und über die besonderen

Überlegungen, die in Rottweil seit fast 20 Jahren
zu einem konsequenten Umdenken in der
Energieversorgung führten. Aber auch die
Reibungen, die sich aus der Struktur der bundes-
deutschen Energieversorgung ergeben, wo durch
Gebietsmonopole der zentralen Energie-
Versorgungsunternehmen Hemmnisse für eine
kommunale Energiewende entstehen, waren
Gegenstand des Gespräches.



WECHSELWIRKUNG Nr. 34, August '87 15

WW: Rottweil ist zum Symbol und in gewisser Weise zum Vorzei-
geobjekt geworden. Ist Rottweil auch ein Pilotprojekt für andere
Städte?

Rettich: Da sind wir bescheidener, das wollen wir eigentlich nicht
sein. Denn das, was wir tun, können alle Kommunalunternehmen
machen.
Wir als Stadtwerke Rottweil sind nicht irgendeine Ausnahme in der
gesamten Energieversorgungsstruktur. Wir repräsentieren das

Gros der Energieversorgung in der Bundesrepublik. Die Energie-
Versorgung in den Großstädten bildet da eher die Ausnahme. Die
großen kommunalen Energieversorgungsunternehmen können Sie

an zwei Händen abzählen. Dort kann man sich gewisse Dinge lei-
sten wie zentrale Heizkraftwerke am Rande der Städte. Städte wie
Rottweil, also Städte mit 7.000 bis 50.000 Einwohnern, bilden den

größten Teil in der Bundesrepublik. Bis vor kurzem bestand deren
Funktion weitgehend nur in der Energieverteilung. Sie bezogen ih-
ren Strom oder ihr Gas von Großlieferanten und verteilten es weiter.
Wenn wir einen Beitrag zur Energieeinsparung leisten wollen und
damit automatisch auch zur Umweltentlastung, dann können wir es

nicht wie die wenigen Großstädte tun. Wir müssen uns mit den
Techniken beschäftigen, die in unseren Größenordnungen ange-
messen sind: dezentrale Kraft-Wärme-Kopplung, Ausnutzung der
regenerativen Energien usw.

WW: Darin besteht aber doch die Pilotfunktion von Rottweil.
Rettich: Ja gut, wir haben vielleicht mit diesen Dingen früher be-

gönnen als andere, aber viele unserer Kollegen machen das auch

schon seit zehn bis fünfzehn Jahren. In Baden Württemberg z. B.

Heidenheim, aber auch Saarbrücken. Es gibt in unserem Raum -
ich denke an Aalen und Schwäbisch-Hall - auch Kommunen, die
diese Dinge bereits verfolgen.
Insofern kann man nicht von einer Pilotfunktion sprechen. Wir sind

zwar öfter in den Medien erschienen, aber das was wir tun, unter-
nehmen heute die meisten Städte unserer Größenordnung.

WW: In Heidenheim und Schwäbisch-Hall wird in erster Linie
über Pyrolyse diskutiert. Es gibt aber keine größeren Versuchsanla-

gen, auch nicht für Blockheizkraftwerke.
Rettich: Das ist nicht ganz richtig. Sie haben zwei verschiedene

Dinge angesprochen: Blockheizkraftwerke und Pyrolyse. Block-
heizkraftwerke werden weitgehend installiert. Da waren die Hei-
denheimer weit vor uns. Dort wurden die ersten Blockheizkraft-
werke gebaut. In der Zwischenzeit gibt es sie in Baden-Württem-
berg bei kommunalen Energieversorgungsunternehmen schon in
einer großen Stückzahl. Vielleicht nicht in örtlichen Verdichtun-

gen, aber gerade bei solchen Objekten, die Hallen- oder Freibädern
oder auch Industriebetrieben angegliedert sind.
Zum anderen: Es ist nicht Aufgabe der kommunalen Energiever-
sorgungsunternehmen, Pyrolyseverfahren zu entwickeln, das ist
die Aufgabe der Industrie. Wir wissen, daß Pyrolyseanlagen heute
konkret entwickelt werden von der Firma Pyrolysekraftanlagen
PKA in Oberkochen, von der KWU-Umwelttechnik in Aalen-
Goldshöfe und von Babcock in Burgau bei Günzburg. Alle drei An-
lagen sind heute marktreif, und diese drei Firmen sind nun ernsthaft
bemüht, die Anlagen auch gegen die Widerstände mancher Interes-
senverbände auf dem Markt unterzubringen. Diese Dinge entwi-
ekeln sich konkret, und wir arbeiten dazu zum Beispiel jetzt ein
Konzept aus. Auch Heidenheim möchte jetzt - wie ich weiß - die
fertig entwickelten Anlagen zumindest in kleinerer Größenordnung
übernehmen, um dann vom Pilot- zu einem Demonstrationsmaß-
stab zu kommen. Und wenn das läuft, dann muß es sich in einigen
Jahren bewähren.

Von der Verteilung zur
Energiedienstleistung

WW: Sie streben an, die Stadtwerke von einem Energieversor-
gungsunternehmen in ein Energiedienstleistungsunternehmen um-
zuwandeln. Was verstehen Sie darunter?
Rettich: Langfristig sehen wir unsere Aufgabe nicht darin, daß wir
dem Bürger nur Rohprodukte verkaufen, die er dann selbst im Haus
wieder in seine Nutzprodukte umwandeln muß. Die Umwand-
lungskette wollen wir vornehmen. Was versteht man darunter?

Nutzprodukt im Haus ist z.B. Wärme für die Heizung, für die
Waschmaschine, für den Geschirrspüler. Rohprodukte sind elektri-
sehe Energie oder Erdgas, die ins Haus geliefert werden.
Wir meinen, daß wir dem Bürger die fertigen Produkte liefern soll-
ten. Die Umwandlungskette in diese fertigen Produkte liegt bei uns.
Man kann diese Umwandlung in größeren Einheiten, also nicht in

ganz großen, und natürlich mit besserem Fachwissen viel besser

durchführen, als wenn es jeder selbst macht. Nehmen wir als Bei-
spiel die Heizung: Die Bürger heizen heute noch ganz normal mit
ihren Zentralheizungen, mit normalen Kesseln, die in den letzten
zehn Jahren sicherlich verbessert wurden. Aber neue Techniken
wie Brennwertkesseltechnik sind den meisten Bürgern unbekannt,
obwohl es diese schon viele Jahre gibt.
Ein Fachmann weiß, daß er hier die Energie im Jahresmittel um
20 % bis 25 % besser ausnutzen kann. Diese Techniken setzen sich

nicht durch, weil sie kapitalaufwendiger sind und im Vorfeld für
10 bis 15 Jahre viel Geld angelegt werden muß.

Diese Dinge wollen wir machen. Wir wollen z.B. die Heizanlage
installieren und dem Bürger dann die fertige Wärme verkaufen -
natürlich mit einem Zuschlag für Kapitalleistungen unserer Investi-
tionen. Aber dann verpflichten wir uns, nicht nur zu schauen, wel-
che Anlage für uns preisgünstig ist, sondern was ist per Saldo unter
der Prämisse Energieeinsparung wirtschaftlich. Und somit wollen
wir den Beitrag leisten, um von dem hohen Energieverbrauch her-
unterzukommen.
WW: Nun geht bei Großkraftwerken bis zu zwei Drittel der einge-
setzten Energie als Abwärme verloren. Damit allein könnte man
alle Haushalte in der Bundesrepublik mit Energie beliefern. Vergli-
chen mit einer solchen Überlegung ist der Erfolg, den Sie erzielen,
relativ minimal.
Rettich: Das kann ich eigentlich nicht sagen. Wenn man den Ener-

gieverbrauch eines Haushaltes betrachtet, so stellt man fest, daß der
Haushalt 80 % seiner Energie als Wärmeenergie und nur 20% als

elektrische Energie verbraucht. Die Großkraftwerke liefern also

nur den 20 % Anteil. Die elektrische Energie wird heute noch weit-

gehend mit relativ schlechtem Wirkungsgrad hergestellt.
Sicher könnte man heute sagen, wenn man die ganzen Wärmeaus-

kopplungen in den Kraftwerken ausnützen könnte, dann könnte

man den größten Teil des Wärmeverbrauchs abdecken. Das ist zwar

richtig, nur: Wenn Sie zentral, an gewissen Punkten, große Mengen

an elektrischer Energie herstellen, dann müssen Sie diese zwei

Drittel an Wärme auch unterbringen. Es ist unmöglich, von einem

Großkraftwerk aus die Wärme sinnvoll zu verteilen. Das würde

derartige Investitionen erfordern, die sich niemand leisten kann.

Wir denken, dort wo es sinnvoll ist, sollte man die Großkraftwerks-
technik beibehalten, sie aber auf eine gewisse Größenordnung be-

grenzen und dann dezentral Kraft-Wärme-Kopplung mit Block-
heizkraftwerken einsetzen. Hier haben Sie dann die Möglichkeit,
verbrauchernah nicht nur Strom zu produzieren sondern auch die
Wärme unterzubringen.
Nur bin ich auch nicht so vermessen zu sagen, wir könnten im Lau-
fe der Jahre die ganzen Großkraftwerke ersetzen. Da fehlt einfach
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thermischer Leistung installiert. Für die Wärme-

spitzen im Winter wurden zusätzlich drei Spitzen-
kessel mit insgesamt 11 MW thermischer Lei-

stung eingesetzt. Über eine Trassenlänge von
rund 6,6 km werden neben den öffentlichen Ein-
richtungen wie Stadionhalle, Bildungs- und Be-

rufsschulzentrum, Kirche mit Gemeindezentrum
und Kindergarten derzeit 600 Einwohner mit
Wärme versorgt.

Die Gesamtanlage kann maximal eine jährliche
Wärmeabgabe von 24 Mio kWh sowie eine

Stromabgabe von 10,4 Mio kWh produzieren. Der
Energienutzungsgrad beträgt heute ca. 97,5 %.

1982 konnte in der städtischen Kläranlage ein
weiteres Blockheizkraftwerk in
Betrieb genommen werden, das

mit Faulgas betrieben wird. 1982

wurde ebenfalls ein kundeneige-
nes Blockheizkraftwerk in einem
Industriebetrieb in Betrieb genom-
men. Zwei weitere kommunale

Blockheizkraftwerke sind in Planung.
Die Wassermassen des Neckars werden durch

zwei Wasserkraftanlagen mit ca. 120 kW elektri-
scher Leistung zur Stromerzeugung genutzt. 1982

wurde die Grundsatzplanung für eine zusätzliche

Wasserkraftanlage beschlossen, die sich zur Zeit
in der Genehmigung befindet. Wenn diese Anlage
Ende 1987 in Betrieb geht, werden weitere 270 kW
elektrische Leistung mit einer Jahresarbeit von
ca. 850 000 kWh umweltfreundlich erzeugt
werden.

Von 1971 bis 1986 wurden bei der Erdgasversor-

gung nicht nur vorhandene Gebiete verdichtet,
sondern auch neue Versorgungsgebiete erschlos-

sen zum Teil auch in der ländlichen Umgebung
mit zehn Ortschaften. Der praktische Erfolg liegt
heute in der Substitution von 460 Mio kWh/a an
Heizöl durch Erdgas gegenüber 17 Mo kWh/a im
Jahr 1971.

Seit 1982 wurde für die Region Schwarzwald-

Baar-Heuberg ein Müllentsorgungs- und Ener-

gieversorgungsmodell entwickelt. In einer Pilot-
anlage wurde die Herstellung von Biogas und

Kompost aus Küchen- und Gartenabfallen über
eine Zeit von eineinhalb Jahren getestet. Das zu

deponierende Volumen konnte aufca. 15 % redu-

ziert werden bei gleichzeitiger Gewinnung von
Recyclingstoffen, Kompost, Bio- und Schwelgas.

In der weiteren Planung befindet sich ein Holz-

vergasungsprojekt, das die in der Region reichlich
vorhandenen Holzabfälle über einen Vergaser und
Blockheizkraftwerksmodule in elektrische Ener-

gie und Nahwärme umwandeln soll.

Energiewirtschaftlicher Umsatz in Rottweil

1971 1985

Stromversorgung 53,4 Mio kWh 97,0 Mio kWh

Gasversorgung 17,9 Mio kWh 397,4 Mio kWh

Wasserversorgung 1,2 Mio nP 1,5 Mio nP

Fernwärme-

Versorgung — 8,8 Mio kWh

Das dezentrale Energiemodell
von Rottweil

Die Stadtwerke von Rottweil, in der Rechts-

form eines Eigenbetriebes, sind ein Quer-
verbundunternehmen mit den Versorgungszwei-

gen Strom, Gas, Fernwärme und Wasser.

Die energetische Entwicklung der Kreisstadt

am oberen Neckar war bis Anfang der 70er Jahre

durch die allerorts praktizierte Aufbau- und Sa-

nierungsarbeit der Nachkriegszeit
geprägt.

Ab 1971 erfolgten Maßnahmen

zum forcierten Ausbau des

elektrischen Mittespannungsnet-
zes und des teilweise veralteten und
unterdimensionierten Gasnetzes. Dies

war die Grundlage für einen kontinuierlichen
Ausbau der umweltfreundlichen Erdgasversor-

gung und vor allem für die Akzeptanz innerhalb
der Bevölkerung für die dann folgenden dezentra-

len kommunalen Maßnahmen.
Die damals bereits erkannten Probleme im Zu-

sammenhang mit dem Wirtschaftswachstum führ-
ten zu Überlegungen, wie Rohstoffe und sonstige

Wirtschaftsgüter nutzbringender angewendet
bzw. eingesetzt werden können. Bei den Stadt-

werken Rottweil entschloß man sich, ein

»Energieversorgungs- und Umweltkonzept« zu
entwickeln, um zu einer besseren und wirksame-
ren Verwendung der Energieträger und damit zur
Schonung der Energieressourcen beizutragen.

Gegen Ende des Jahres 1974 befaßte man sich
mit den Netzhöchstlasten des Strombezugs. Die
Untersuchungen ergaben, daß der für die Netz-
höchstlast zu bezahlende Leistungspreis durch

wenige Lastspitzen im Winterhalbjahr verursacht
wurde. Es wurde versucht, diese Spitzen zu nivel-
lieren, um dadurch eine möglichst gleich hohe

Netzhöchstlast, eine bessere Benutzungsstruktur
und entsprechende Einsparungen des teuren Lei-
stungspreises zu erreichen. 1977 wurde ein Pro-
zeßrechner zur Lastspitzenoptimierung instal-
liert. Dies bedeutet, daß durch die Begrenzung
der Netzhöchstlast eine Verbesserung der Benut-

zungsstruktur von 4 450 Std./a 1975 auf 5 250

Std./a 1966 erreicht wurde.
Derselbe Engpaß bestand auch in der Gasver-

sorgung. Seit 1980/81 wurde die Benutzungstruk-
tur bei der Gasversorgung ebenfalls über einen
Prozeßrechner optimiert.

Weitere Überlegungen zur Energieeinsparung
führten 1978 zum Bau eines Blockheizkraftwer-
kes. Es sollte die Wärme für das Frei- und Hallen-
bad liefern und gleichzeitig Strom für das Netz der
Stadtwerke produzieren. Die Auslegung bestand

aus fünf Gasmotoren mit insgesamt 450 kW elek-
trischer und 700 kW thermischer Leistung, wobei
die eingesetzte Energie im Jahresmittel mit 85 %

genutzt werden konnte.

Für ein Neubaugebiet mit einer zu erwartenden
Wärmehöchstlast von 5 050 kW und einem Jah-

reswärmebedarfvon 9 Mio kWh wurde das bereits
vorhandene Blockheizkraftwerk für Heizzwecke

erweitert. Die Auslegung des zweiten Teils be-

stand aus sechs Gasmotoren mit insgesamt 1 458
kW elektrischer und 2 162 kW thermischer Lei-
stung. Zusätzlich wurden zwei Gaswärmepum-

pen mit 840 kW und ein Abhitzekessel mit 103 kW
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die Struktur, die ein Blockheizkraftwerk benötigt. Die Wärme- und
Elektrostruktur muß in einem gewissen Verhältnis stehen, damit es

sinnvoll wird. Aus meiner heutigen Sicht sehe ich für die nächste

Zeit kaum eine größere Chance, als 20 % oder auch mal 25 % Ei-
genstromerzeugung in Form von Kraft-Wärme-Kopplung zu errei-
chen. Für den Rest werden wir wohl die Großkraftwerkstechnik
nachwievor brauchen.
WW: Was verstehen Sie unter fehlender Struktur?
Rettich: Wenn Sie mit einem Blockheizkraftwerk Strom produzie-
ren, dann kühlen Sie gleichzeitig über Wärmetauscher die Abgase
und das Kühlwasser ab. Diese beiden Wärmeströme werden zu-
sammengefaßt und damit kann man in Form von Niedertemperatur-
wärme - also sagen wir 85 °C bis runter auf 60°C-Objekte behei-

zen. Jetzt decken sich im allgemeinen aber die Stromverbrauchsli-
nien nicht voll mit den Wärmeverbrauchslinien. Strom braucht man
im Sommer auch, dessen Verbrauch ist nicht voll temperaturabhän-
gig. Aber der Wärmeverbrauch ist voll temperaturabhängig. Und

wenn Sie jetzt im Sommer die Motoren laufen lassen und Strom

produzieren und Sie haben keine Wärmeabnehmer, dann arbeiten
Sie mit dem Blockheizkraftwerk genauso energetisch uneffektiv
wie ein Großkraftwerk.
Wo braucht man im Sommer Wärme? Im Hallenbad, im Freibad,
mal im Krankenhaus, einen kleinen Grundlastanteil für die Warm-

wasserbereitung, aber dann ist es schon aus. Es gibt vielleicht noch

zwei, drei Industrieanwendungen wie Milchwerke, die für die

Milchherstellung auch Niedertemperaturwärme benötigen. Diese

Möglichkeiten sind also im Sommer begrenzt und damit auch auto-
matisch, wenn Sie energetisch sinnvoll arbeiten wollen, die Stro-

merzeugung.

Rekommunalisierung und
Demokratisierung der
Energiewirtschaft

WW: Am 15. Juni 1987 haben die GRÜNEN von Baden-

Württemberg einen Gesetzesvorschlag zu einem »Energiespar- und

Strukturgesetz« vorgelegt, in dem sie als wesentliches Element ver-
langen, daß der heutzutage vorhandene Spielraum zur Rekommu-

nalisierung und Demokratisierung der Energiewirtschaft genutzt
werden soll. Das Land soll dazu seine Möglichkeiten nutzen und
die Energieversorgungsunternehmen in Dienstleistungsunterneh-
men umwandeln. Es soll Energie so wenig und preisgünstig wie

möglich hergestellt werden. Das Ganze soll von einem Beirat kon-
trolliert werden, in dem auch Gewerkschaften und Umweltverbän-
de vertreten sind. Die Geschäftspolitik soll dem Prinzip der »glä-
sernen Taschen« folgen, damit kontrollierbar bleibt, wie und wofür
in Zukunft investiert wird.
Eine gewisse Rekommunalisierung betreiben auch Sie. Sehen Sie

darin auch für sich eine Möglichkeit?
Rettich: Mit der Rekommunalisierung rennen die GRÜNEN bei
den Stadtwerken Rottweil zumindest offene Türen ein - aber auch
bei vielen meiner Kollegen. Wir haben den Schritt zum Dienstlei-
stungsunternehmen schon vollzogen und im Gemeinderat vor sechs

Monaten auch genehmigen lassen. Wir sind jetzt dabei, mehrere

Projekte in dieser Richtung zu verwirklichen und anzubieten. Z.B.
haben wir in der Stadt ein Schulprojekt, wo wir von einer Schule

aus mehrere Wohnblöcke mitbeheizen wollen. Wir haben vier
Hochhausprojekte mit einer Siedlungsgesellschaft im Gespräch,
wo wir die Heizanlage übernehmen wollen und denen dann die fer-
tige Wärme in die Wohnungen verkaufen wollen.

Wir als Stadtwerke sind der Auffassung, daß in der Stadt und Ge-
meinde selbst, wenn sie eine bestimmte Größenordnung haben, da-
mit man sich auch das Fachpersonal leisten kann, die Energiever-
sorgung kommunal vor Ort betrieben werden sollte. Man ist näher
beim Bürger und kann mehr tun.
Aber ich stelle auch fest, daß diese Ansicht nicht nur von den GRÜ-
NEN sondern auch von den anderen Parteien geteilt wird.
WW: Auch in der Frage der Demokratisierung?
Rettich: Ich kann mir darunter nicht so richtig etwas vorstellen.
Wir befinden uns ja mit unserer Energieversorgung nich in einem
luftleeren Raum. Wir können nicht tun und lassen, was wir wollen.
Wir müssen immer zur vollen Konkurrenzfähigkeit zum Öl stehen.

Das ist eine komplexe marktwirtschaftliche Situation.
WW: Seit Tschernobyl ist die Einsicht in der Bevölkerung gewach-

sen, daß sich in der Energiewirtschaft etwas ändern muß. Gerade in
dem Bereich der Atomwirtschaft sind deutlich sichtbar Investitio-
nen über Jahrzehnte hinweg verfehlt getätigt worden.
Eine weitergehende Demokratisierung und offenere Kontrolle
scheint hier doch notwendig, um die Probleme in den Griff zu be-
kommen.
Rettich: Ich glaube nicht, daß man das Problem in den Griff be-
kommt dadurch, daß die Unternehmen mehr kontrolliert werden.
Man bekommt das Problem stärker in den Griff, wenn die gesamte
Bevölkerung von der Basis her etwas unternimmt. Wir müssen

Wege und Möglichkeiten suchen, vom derzeitigen Energiever-
brauch herunterzukommen. Von der einen Seite - Umwandlungs-
verluste verringern und Kraft-Wärme-Kopplung ausbauen - haben

wir gesprochen. Aber auch aufder anderen Seite, der Verbraucher-
seite muß die umgewandelte Energie sinnvoller genutzt werden.
Und wir als Stadtwerke wollen uns zumindest auf diesem Sektor
beratend an die Bürger wenden. Bei Neubauten kann man schon
heute im Vorfeld ganz anders bauen. Solares Bauen ist hier das

Stichwort. Aber auch der Einsatz energiesparender Geräte leistet
hier einen Beitrag.
In der Summe bekommen wir dann einmal eine Größenordnung

zusammen, wo wir sagen können, wir bauen vielleicht keine Atom-
kraftwerke mehr zu oder können sogar welche stillegen. 50 % die-
ses Weges können wir bei der Energieumwandlung zurücklegen,
die anderen 50 % muß der Bürger dazu beitragen.

Der gesetzliche Spielraum

WW: Das Energiewirtschaftsgesetz von 1935 bzw. 1941 setzt einen
relativ engen Rahmen für die kommunale Energieversorgung. Wie
sehen Sie Ihre Arbeit im Rahmen des Gesetzes? Hatten Sie da

Schwierigkeiten?
Rettich: Schwierigkeiten sehe ich da eigentlich nicht. Mit dem Ge-

setz, so wie es heute ist, können wir als Stadtwerke leben. Ich kann

nur sagen, daß die Initiativen, die wir entwickeln wollten, bisher
dadurch nicht behindert wurden. Natürlich gibt es mit unserem
großen Stromlieferanten - der Energieversorgung Schwaben, EVS

- mal das eine oder andere. Dort wurde im Laufe der letzten Jahr-

zehnte viel investiert, die Werke stehen und man versucht natürlich
auch im Rahmen der Möglichkeiten die Auslastungen zu halten.

Alles, was wir selber produzieren, kaufen wir dort nicht mehr ab.

Das ist die logische Folge und die EVS hat sich mit allen legalen
Mitteln bemüht, ihr Marktpotential zu halten, und da gibt es immer
mal wieder sachliche Auseinandersetzungen.
WW: Es stehen mit der EVS Verhandlungen über neue Stromliefer-

Verträge an. Die EVS hat Ihnen einen Vertrag angeboten, der die
Stadtwerke Rottweil gegenüber dem alten einschränken würde. Sie
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sollen sich da mit der EVS bei Neuinvestitionen abstimmen; von Ih-
rer Seite aus sollen die Versorgungsgebiete eingefroren; auf fünf
Jahre im Voraus soll der Strom vorbestellt werden; bei Abweichun-

gen muß das l,5fache vom Normalbezug bezahlt werden.
Rettich: Sie haben jetzt zwei verschiedene Dinge angesprochen,
unseren Vertrag und die generellen Vorstellungen der EVS gegen-
über den Verteilerwerken.
Die EVS hat uns den Vertrag angeboten, weil der alte ausgelaufen
war und ein neuer verhandelt werden muß. Der erste Entwurf ent-
hielt einige Dinge, die wir so nicht akzeptieren können und wollen.
Wir haben in der Zwischenzeit drei oder vier Vertragsverhandlun-

gen geführt und da wurde einiges wieder herausgenommen, abge-
mildert oder abgeändert. Wir gehen davon aus, daß wir den Vertrag
im Endeffekt so hinbekommen, daß beide Seiten damit leben
können.
WW: Wurden die genannten Einschränkungen fallengelassen?
Rettich: Ja, wir haben die Einschränkungen weitgehend raus oder
abgemildert. Die EVS muß nicht mehr dies oder jenes genehmigen
sondern zur Kenntnis nehmen.
In der Frage der Bestelleistung verhandelt Rottweil nicht alleine.
Das wird mit allen Verteilerwerken verhandelt. Die EVS ist mittler-
weile dabei, allen Energieversorgungsunternehmen in ihrem Ver-

sorgungsgebiet andere Bedingungen anzubieten. Da muß noch ei-
niges geändert werden. Aber das ist im Vorfeld der noch ausstehen-
den Verhandlungen schwierig zu sagen. Natürlich kämpfen alle
kommunalen und privaten Verteilerwerke mit der EVS, um für bei-
de Seiten einen zumutbaren Kompromiß zu finden.

Die Perspektiven

WW: Haben Sie eine konkrete Utopie, wie es in Rottweil weiterge-
hen soll? Es gibt z.B. Vorschläge, Rottweil als Standpunkt für ein

Forschungsprojekt in der Wasserstofftechnologie auszubauen. Der
Landtag von Baden-Württemberg hat im letzten Herbst auch da-
rüber diskutiert, daß speziell aufdiesem Gebiet hier mehr geforscht
werden soll. Was müßte getan werden, um aus Rottweil ein weltweit
beachtetes Projekt alternativer Energieversorgung zu machen?

Rettich: Wir wollen eigentlich das, was wir bis jetzt begonnen ha-

ben, kontinuierlich weiterentwickeln. Dazu gehört zunächst die
dezentrale Kraft-Wärme-Kopplung. Alle Projekte, die die entspre-

chende Wärme-Strom-Struktur besitzen, sollen sukzessive ver-
wirklicht werden.
Vor allen Dingen wollen wir aber die Möglichkeiten der regenerati-
ven Energieformen auschöpfen. Wir wollen unsere Neckar-Wasser-

kraft weiter ausbauen. Wir prüfen gerade konkret, welche Mög-
lichkeiten für Windenergie in Rottweil bei der sehr guten Lage auf
gewissen Höhenzügen bestehen. Zusammen mit der DVFLR ha-

ben wir Meßeinrichtungen aufgestellt.
Wir befassen uns mit der Verwertung von Biomasse. Zur Zeit rech-

nen wir ein Holzheizprojekt, vielleicht sogar ein Holzvergasungs-

projekt durch. Wir beschäftigen uns mit der anaeroben Verarbei-

tung der Gülle aus landwirtschaftlichen Betrieben zur Umsetzung
in Biogas und Kompost. Und vor allem ist unser großes Müllentsor-
gungs-/Energieversorgungsprojekt zu nennen, wo wir den Müll des

Landkreises Rottweil in einem Zwei- oder Drei-Tonnen-System ge-
sammelt in Biogas und Kompost aus den organischen Abfällen und

Schwelgas mit den Reststoffen verwerten wollen. Das Schwel- und

Biogas soll gemischt in der Kraft-Wärme-Kopplung verarbeitet
werden.
Wir beschäftigen uns auch mit der direkten Nutzung der Sonnen-

energie, also mit Solarzellen und Solarkollektoren. Bei Solarkol-
lektoren glauben wir, daß bei leicht ansteigenden Energiepreisen
schon heute eine Alternative in gewissen Situationen für die Warm-

wasserbereitung oder auch für die Übergangsheizung vorhanden

ist.
Aber vor allen Dingen wollen wir unser Nutzwärmekonzept weiter-

entwickeln. Das sind jetzt alles technische Maßnahmen. Wir wol-
len aber auch die organisatorischen weiterentwickeln, indem wir
unseren Bürgern vermehrt das Nutzwärmekonzept anbieten und

uns verpflichten, in diesen Projekten die energiesparendsten Ag-
gregate - also Brennwertkesseltechnik, Gaswärmepumpen, in ge-
wissen Situationen auch Elektrowärmepumpen, Solarkollektoren

usw. - einzusetzen. Dazu gehört auch der Energiesparberater, der
in Kombination mit der Stadt und den Stadtwerken die Bürger be-

rät. Wir beschäftigen uns auch mit der Frage, ob unser Tarifsystem

- gerade dieses Grundpreis-Arbeitspreis-System - das richtige ist.

Auch da haben wir mit der Gesellschaft für dezentrale Energie zur
Zeit konkrete Gespräche und eventuell die Aussicht aufein gemein-
sames Pilotprojekt.
Zusammenfassend sehen Sie also, daß wir durchaus Zukunftsper-
spektiven im Auge haben. Es lohnt sich, an diesen Dingen in den

nächsten Jahren konkret weiterzuarbeiten.
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Der Konzessionsvertrag
Hindernisse für eine kommunale Energiewende

Grundlage
des Konzessionsvertrages ist das

öffentliche Wegerecht der Kommunen. Mit
dem Abschluß eines Konzessionsvertrages ver-
pflichtet sich die Gemeinde, dem Vertrags-EVU
das Recht einzuräumen, die gemeindeeigenen
Grundstücke, Plätze und Straßen zur Verlegung
von Leitungen für Strom-, Gas- oder Wasserver-

sorgung zu nutzen. Das EVU verpflichtet sich im
Gegenzug, die Gemeinde flächendeckend mit
Energie oder Wasser zu versorgen. Als »Entgelt«
dafür, daß die Gemeinde auf eine eigene oder an-
derweitige Versoigung (weitgehend) verzichtet,
erhält sie vom EVU eine Konzessionsabgabe.

Die Konzessionsabgabe ist eines der größten
Hemnisse einer anderen Energiepolitik, denn
— durch die Bindung der ausgeschütteten Kon-

Zessionsabgabe an die Menge der verbrauch-
ten Energie sind die Gemeinden nicht an einer
Einschränkung eines hohen Verbrauchs inter-
essiert, denn eine Umstellung auf eine nut-
zungsorientierte Einsparpolitik hätte eine ver-
ringerte Gewinnabführung an die Gemeinde

zur Folge.
— Die Konzessionsabgabe ist eng mit den Ge-

meindefinanzen verflochten. Sie wird in vielen
Fällen zur Deckung der Defizite des öffentli-
chen Nahverkehrs verwendet oder geht ander-

weitig in die Bilanzen ein.

Konzessionsverträge sind, sofern sie bestimmte
Bedingungen erfüllen, vom Gesetz gegen Wettbe-

werbsbeschränkungen (GWB) »freigestellt«, d.h.
das Gebiets- und Versorgungsmonopol ist aus-
drücklich geschützt.

Als Gegenleistung für die Zahlung der Konzes-

sionsabgabe sichern sich viele EVU in den Verträ-

gen das »Gebietsmonopol« mit folgender Formu-
lierung ab: »Der Äanzessionsgeber übertragt dem
Äonzessicmstiebmer das aiissc/i/iejS/ic/ie and a/-
/einige Becbl zur /ei/imgsgebioideiiet! Jërsotgimg
mil E/eton'zità't mnerba/b des Gememdegebietes

im Ttobmeit des Eneigievwrtsc/ia/fsgeselzes
vom 75.72.7935, der sonstigen geselziic/ien und
de/iörd/ic/ien Tfege/nngen sowie noc/i den Besfim-

mutige« dieses Ertrages. « Oder auch: »Die Stadt
ve/E/Zic/ilel sic/i, i/iren gesamten Beda//an e/ek-
fn'sc/ier Energie im lértrag.çgebiet^tir die Dauer
dieses Ertrages aitssc/i/ie/J/ic/i vom EVI/ zu de-
zie/ien. «

Diese Klauseln sind kartellrechtlich problema-
tisch, weil sie zumindest potentiell die Eigenver-
sorgungsmöglichkeiten der Gemeinde aus-
schließen.

Welchen Umfang diese Eigenversorgung im
Verhältnis zur externen Versorgung einnehmen
kann ist allerdings nicht eindeutig geklärt. Nicht
zulässig wäre nach Einschätzung der Kartellbe-
hörde die Aufnahme einer konkurrierenden Ver-

sorgung, beispw. die Errichtung eines städtischen
Kraftwerkes. Möglich wäre dagegen die Umrü-
stung eines bestehenen Kraftwerkes auf Kraft -
Wärme - Kopplung, die (Wieder)Inbetriebnahme
eines kleinen Staustufen - Wasserkraftwerkes,
eine Schwimmbadheizung mit Sonnenkollekto-
ren oder die Nutzung von Deponiegas.

Die Behinderung einer Eigenerzeugung betrifft

auch das Wegebenutzungsrecht. In vielen Verträ-

gen ist es so geregelt, daß die Gemeinde dem
EVU das Dritte ausschließende Recht einräumt,
alle in Gemeindeeigentum oder gemeindlicher
Verfügungsgewalt befindlichen Wege, Plätze,
Straßen für den Betrieb von Leitungen oder Ver-

sorgungsanlagen zu benutzen und die Stadt sich

gleichzeitig verpflichtet, diese auch nicht selbst

für diese Zwecke zu nutzen.
Die EVU haben aus wirtschaftlichen Gründen

in der Regel Interesse an einer möglichst langen
Vertragszeit. Sie haben daher versucht, sich auf
den Rechtsstandpunkt zu stellen, daß die Ver-

pflichtung zur Befristung auf 20 Jahre nur für die

Vertragsbestandteile gilt, die eigentlich wettbe-
werbsbeschränkend im Sinne von § 1 GWB sind -
alle anderen Vereinbarungen sollen erheblich län-

ger gelten dürfen. Die EVU lassen sich in diesen
Fällen ein »einfaches« Wegerecht von erheblich
mehr als 20 Jahren einräumen, lediglich die Aus-
schließlichkeit, also der direkte Ausschluß von
Konkurrenten, wird auf 20 Jahre begrenzt.

Unter einer Eintrittsklausel versteht man eine

Vertragsbestimmung, wonach auch nach Ablauf

des Konzessionsvertrages das bisher versorgende
EVU eine Option auf einen neuen Vertrag erhält,
wenn es dieselben Preise und Bedingungen anbie-

tet wie ein eventueller Konkurrent.
Der Haken dabei: Durch die Klausel werden

potentielle Konkurrenten abgeschreckt überhaupt
Angebote zu unterbreiten bzw. die Gemeinde von

einer Projektierung der Eigenversorgung abge-
halten.

Das Gleiche gilt für die Gebietsklausel, bei der
die EVU die Versorgung regional als auch hin-
sichtlich der Energiearten beispielsweise mit fol-
genden Klauseln auszudehnen versuchten:

»Bei einer Erwei'rerimg des (Sla<7fj-G<?/>iele.v ist
das EKG berechtigt und veip/Zi'ctoel, die lèrsor-

gimg au/die /iinzukammem/ew Gebiete «uszudeh-

ae«... /«rdieses Gebiet vorhandene Erträge sind
zum näebstmög/i'cbeti Termin zu känt/igett. «

Die Modalitäten des Vertragsablaufes werden
mit den »Endschaftsbestimmungen« geregelt. Da-
bei wird von den EVU häufig der Versuch ge-
macht, durch eine Erschwerung der Übernahme-

bedingungen installierter Versorgungsanlagen
und Leitungen eine wirkliche Beendigung des

Vertrages zu verhindern und damit praktisch zu
einer Vertragsverlängerung zu kommen.

Dabei wird von der Gemeinde verlangt, die In-
stallationen im Gemeindegebiet zum Sachzeit-
wert zu übernehmen sofern der Vertrag nicht ver-
längert wird. Wegen der dadurch entstehenden

großen Kostenbelastung stellt diese Festlegung
ein erhebliches Hindernis für die Aufnahme einer
Eigenversorgung oder den Wechsel des

Versorgungsunternehmens dar.

Auszug aus einer Broschüre der GRÜNEN im nieder-
sächsischen Landtag zur Rekommunalisierung der
Energieversorgung in Niedersachsen. Diese Dokumen-
tation eines Energiekongresses vom November 1986 in
Hannover kann für DM 3,- plus DM 0,70 Porto bezogen
werden bei: Die GRÜNEN im Landtag, Hinrich-
Wilhelm-Kopf-Platz, 3000 Hannover
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